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Erledigungen. 


Etwas über das Verhältniß der Verwaltungs- 
beamten zum Regierungsſyſteme. 


Anknüpfend an die bei der Adreßdebatte im Abgeordnetenhauſe 
gefallene Aeußerung: „daß die Organe der Regierung, die Beamten 
corrumpirt werden, wenn ſie kein Vertrauen in die Dauer des Syſtems 
haben und für den nächſten Tag ſtets ein neues Syſtem erwarten 
muffen“, macht die „Neue Freſe Preſſe“ in ihrer Nummer vom 
28. Jänner d. J. die Bemerkung: 

„Die Wahrheit, die ſich in dieſem Sotze ausſpricht, kann nicht 
genug gewürdigt werden. Wer erinnert ſich nicht der Mahnruſe, welche 
gleich nach dem Amtsankritte der gegenwärtigen Minifter erhoben 
wurden? Dieſelben waren auf die Befeirigung der in das neue Syſtem 
nicht paſſenden Beamten⸗Elemente und die Einführung der Beamten⸗ 
ſchaft in den Geift des Verfaſfungslebens gerichtet. Dieſer Aufgabe 
hat das Miniſte rium vom Anfange an nur unvollkommen entſprochen, 
und zwar, wie wir gerne zugeben, zum großen. Theile ohne fein Ver⸗ 
ſchulden, durch die Macht der Verhältniſſe gezwungen. Dasſelbe hatte 


einige Beamte, welche dem intonſtitutlonellen Syſteme allzu eifrig | 


gedient, entfernt und mußte ſich daran genügen laſſen, da es ja Ber 
amte zur Fortführung der Verwaltung benöthigte und keinen friſchen 
brauchbaren Nachwuchs vorfand, mit welchem es eine ſtärkere Aus⸗ 
mufterung aus der Beumtenarmee hatte decken können. Je weniger 
tiefgreifend aber die Aenderungen waren, melche das Bürgerminiſterium 
in dem Beamtenſtatus vornehmen konnte, defto mehr mußte ſein 


Augenmerk darauf gerichtet fein, die in abſolutiſtiſchen Auſchauungen 


großgezogenen Beamleu mit conftitutioneßen Geiſte zu erfüllen und 
fie dem neuen Syſteme zu aſſimiliren. Dieſe Aufgabe konnte aber 
nur unter Einer Vorausfetzung gelöſt werden. nämlich unter ber 
Borausſetzung einer Stabilitat des begonnenen Syſtems. Bei vielen 
Beainten⸗Elementen war ein guter innerer Kern vorhanden, welcher 
nur äußerlich von den vorangegangenen Syſtemen abſolutiftiſch über» 
kruſtet worden war. Dieſe Beamten athmeten ſelbſt unter einem 


freieren Syſteme auf, mit neuer Freudigkelt erfüllten ſie ihre Auf⸗ 
gaben, nachdem die Art und Weiſe ihrer Löſung ſich mit ihrem eigenſten 
Weſen in Harmonle geſetzt hatte. Was muſſen aber gerade dieſe Beſten 
unter den Beamten empfinden, wenn ſie das Syſtem fortwährend in 
Frage geſtellt fehen, wenn fie ihre inneren Blüthen wie einen Spat⸗ 
frühling in ihre Amteftube hineinſproſſen laſſen und nun auf einmal 
gewahren müſſen, daß der Froſt eines Syſtemwechſels alle dieſe Blüthen, 
über welche fie ſich ſelbſt freuen könnten, und welche die Verfafſungs⸗ 
ſache aufrichtig ſchmückten, zu vernichten droht? Dieſe Elemente, von 
denen man erwarten durfte, daß fie ſich für das neue Syſtem mit 
Freudigteit einſetzen, daß fie mit ihrer vollen Perſönlichkelt für dasſelbe 
einſtehen werden, müffen fie nicht ſchen vor den Folgen eines Syſtem⸗ 
wechſels zurückbeben, welcher vielleſcht gerade fle eben wegen ihrer 
Ueberzeugungen am härteſten treffen würde? Haben fie nicht das Bei⸗ 
ſpiel vor Augen, daß Beamle von ganz beſonders hervorragender 
bureaukraliſch⸗abſolutiſtiſcher Tendenz und hingebendem Siſtirungselſer 
von dem neuen Syſteme mit dem blauen Bogen beglückt worden find, 
und würde nicht gerade umgekehrt ihre conſtitutionelle Hingebung an, 
die Verfaſſung von einem neuen halben oder ganzen Siftirungs: Minis 
ſterium ais vollgiltiges Verdienſt angeſehen, dem die Belohnung des 
blauen Bogens gebührt? Gerade die Beſten werden alfo den Kern 
ihres Weſens nicht zu Gunſten des neuen Syfteins hervortreten laſſen, 
ſondern ſich damit beguügen, denſelben in einem beſcheldenen, Gegen⸗ 
wart und Zatunft beſſer ſichernden Zwielicht zu erhalten. Man lege 
doch nicht au Berufsbeamte einen Maßſtab, welchen überhaupt vielleicht 
gar wenige Menſchen vertragen. Ein zwingenderes Syſtem als alle 
Verfaſſungen und Siſtirungen ift der knurrende Magen und die nach 
Brot ſchreiende Familie. Wenn dem Beamten eine Aufgabe geſtellt 
wird, welche er nur mit Gefährdung feiner an die Amtsſtube gefeſſel⸗ 
ten Exiſtenz erfüllen kann, dann macht man ihm geradezu die Löſung 
dieſer Aufgabe unmöglich. Wie von den Menſchen überhaupt, kann 
man auch von den Beamten nur das Durchſchnittsmaß der Charakters 
ſtärke fordern. Zu diefer allein berechtigten Anforderung gehört aber 
gewiß nicht die, einer Idee, einem Syſteme mit Gefährdung feiner 
Exiſtenz zu dienen. Wir ſehen, wie ſelten ſolche Charakterſtrenge felbſt 
bei Volfsmandataren und Männern in günſtiger äußerer Lebenslage 
iſt; es iſt daher übermenſchlich und darum thoͤrigt, fie von dem iim 
Bannkreiſe der Nahrungsſorge ſtehenden Beamten zu fordern.“ 

Die Folgerung, die das Blatt ſonach zieht, geht dahin, daß nur 
die Stabilität des einmal eingeſchlagenen Regierungsſyſtemes einen 
geſunden Beamtenkörper garantiren könne. Dieſe Folgerung iſt an 
und für ſich richtig und man könnte fie ohne weitere Prüfung hin⸗ 
nehmen, infoferne man, wie das genannte Blatt doch wilt, damit 
einen neuen Beleg für die Nothweudigkeit der ſtreugen und eonſequenten 
Einhaltung der heute eingeſchlagenen verfaſſungsmäßigen Bahnen 
liefern kaun. 

Die angeregte Frage verdiente aber noch viel mehr Beachtung, 
wenn man ſie ohne Rückficht auf ein beſtimmtes, oder das eben herr⸗ 
ſchende, Negierungsſyſtem in Betracht ziehen wollte. 

Setzt man verfafſungsmäßige Zuſtande überhaupt voraus und 
nimmt man an — was wir glauben —, daß das künftige Staats- 
weſen nur mehr, und ohne Unterbrechung, ein eonflitutioneffes fein 
konne, fo darf man die Stabilität Eines Regierungsſyſtemes niemals 


zur Vorausſetzung von Folgerungen für das Staatsweſen machen. 
Denn ſtabil ſeiner Natur nach, iſt nur das Syſtem des Abſolutismus 
und dieſes kann allerdings durch die Stabilität ein für ſeine Zwecke 
tüchtiges Beamtenthum erzeugen. Der Eonſtitutjionalismus charakteriſirt 
ſich aber in feinem Weſen gerade dadurch, daß er den Wechſel des 
Regierungsſyſtemes nach der Richtung des fortschreitenden Zeitgeiſtes 
ſteis zuläßt, ja fordert. Kann daher im conſtitutionellen Stante die 
Stabilität eines Regierungsſyſlemes wicht als eiu Moment zur Er⸗ 
ziehung des Beamtenthums gelten, fo muß die Beamtenfrage wohl 
noch von einem anderen Geſichtspuukte ins Auge gefaßt werden. 

Es handelt ſich namlich darum, einen Beamtenkörper zu haben, 
mit welchem das zur Zeit herrfchende Syſtem ohne Geſährdung des 
Conſtitutionalismus und ohne Geführdung des regelmäßigen Lauſes 
der Staatsmaſchine nach feiner Richtung regieren kann. 

Die Frage iſt keine neue, fie ift in allen conſtitutionellen Staaten 
ſchon wiederholt auf der Tagesordnung geweſen. Eine befriedigende 
Löſung hat ſie eigentlich nur in England gefunden, und zwar dort 
deßhalb, weil der — freilich nicht leicht für jeden beliebigen andern 
Staat anwendbare — Apparat der Selbſtverwaltung das berufsmäßige 
Beamtenthum ſupplirt. In einigen Staaten hat man ſich damit zu 
helfen geſucht, daß man bei jedem Wechſel des Regierungsſyſtems, 
auch die Verwaltungsbeamten, fo weit es nur thunlich war, gewechſelt 
und die Stellen mit Parteigängern des Regimes oder mit folchen, 
welche ſich erklärt, Parteigänger fein zu wollen, beſetzt hat. Die Cor⸗ 
ruption, die einem ſolchen Vorgehen nahe liegt und in einzelnen 
Staaten bis zur Disereditirung des Conftitutionaliemns geführt hat, 
und ſodann die Gefahren, welche für die Beſorgung der regelmäßigen 
Staatsgeſchäſte, die Uebung und Erfahrung im Fache vorausſetzen, 
daraus erwachſen waren, haben Aulaß zu etwas reiflicherer Ueber⸗ 
legung der Frage gegeben. In Italien und nun ſelbſt ſogar in Amerika 
werden energiſche Anſtreugungen zur Befeitigung des — wie einge⸗ 
ſtanden — „corrumptrenden“ Wechſels der Beamten beim Syſtem⸗ 
wechſel gemacht. In Fraukreich ſetzt nun das Cabinet E. Olllvier, von 
den in anderen Ländern gemachten Erfahrungen profitixend, dem im 
Lande erſchallenden Rufe nach neuen Männern für das neue Syſtem 
auch in den Verwaltungszweigen entſchiedenen Widerſtand entgegen. 
Die „Times“ ſpendete in einem neulichen Artikel dieſer Haltung des 
Cabinets Ollivler großes Lob, indem fie bemerkt, mau müſſe die 
Scheidelinie zwiſchen polltiſchen Perſonlichkelten und Verwaltungs- 
beamten fefthalten, und ihre Anſicht in dieſer Beziehung durch einen 
Vergleich mit der Armee erläutert, deren Oberſte, Hauptleute und 
Subalternoffieieve mau nicht vom Commaudo entfernen werde, wenn 
der bisherige Befehlshaber wegen ſchlechter Führung ſeiner Stelle 
enthoben werde. Der Verwaltungsbeamte wie der unter dem Ober⸗ 
beſehlshaber ſtehende Officier habe eben unter allen Umſtänden in 
der ihm angegebenen Weiſe ſeine Pflicht zu thun und in beiden Fallen 
müſſe Diseiplin herrſchen und aufrecht erhalten werden. „Wir glauben 
nicht — ſagt die „Times“ im Weiteren — daß der beſte Weg zur 
Beſeſtigung der Freiheit in der Disorganifation der Verwaltung läge. 
In Stallen und Spanien war die Entlaffung der Beamten in großen 
Zahlen bei einem Syftemwechſel aus naheljegenden Gründeu nothwendig 
und ſelbſt dort hat die Sache ſtellenweiſe ihre üblen Folgen gehabt. 
In Frankreich aber ſiud die Syſtemwechſel fo raſch auf einander gefolgt, 
daß es wenige Staatsmänner giebt, die durch alle Wandlungen hindurch 
gegangen find, ohne ſich zu einem Compromiß mit ihren ausgeſprochenen 
Gruundſätzen zu verſtehen, es jet beim, daß fie es vorzogen, ein Leben 
der Zurückgrzogenheit n führen. Dabei giebt es auch eine Reihe von 
Männern, weiche die Sache anders aufehen und ein Amt nur im 
Lichte der dadurch für das Vaterland zu thuenden Arbeit betrachten. 
Man kann fie die Neutralen nennen und keine Partei in Frankreich 
kann ohne die Dienſte der Neutralen ſich behaupten, das hat man 
deutlich wieder bei Bildung des Miniſteriums Ollivier geſehen.“ 

So richtig dus iſt, was da geſagt wird und fo billigeuswerth 
auch der Gedanke iſt, gleichſam aus Opportunität, um größere Uebel⸗ 
ſlände zu vermeiden, mit den Beamten des alten Regimes im neuen 
Regime fort zu verwalten, jo liegt doch der Kern der hier zu löſenden 
Frage und etwas tiefer — nämlich in der Stellung der Beamten 
zur Parteiregierung, zum Syſteme ſelber. 

Die Regierung wird und muß im Conſtitutlonalismus fortwährend 
Parteiregierung fern, iſt fie das nicht mehr, fo fängt, wie die Ge⸗ 
ſchichte lehrt, der Eonſtitutionalismus an zu kranken. Die Verwaltung 
hingegen ſoll wicht Porteiverwaltung fein. Daß ſie es bisher thell⸗ 
weiſe geweſen, daß manche regierende Partei ſie dazu zu machen beſtrebt 
iſt, iſt Krankheit, iſt Auswuchs des Conſtitutionalismus. Die Verwal⸗ 
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tung hat ja zun ächſt die ewigen und dauernden Intereſſen des Staates 
in den tauſendfältigen Verhältniſſen des Lebens zu regeln und zu 
wahren, und zwar, da der Conſtitutionalismus ja Rechtsſtaat iſt, nach 
Maßgabe der beſtehenden Geſetze. Dazu gehören Kenntniffe, Erfahrung 
und jener Staatsgeiſt, der großgezogen wird durch die Gewöhnung 
an die Beſchäftigung mit öffentlichen Dingen — nicht aber Partet- 
geſinnung. Die Forderung auf Bekenntniß der herrſchenden Partei⸗ 
geſinnung iſt Gewiſſenszwang, dem ſich gerade die Beſten, gerade 
Eharaklere nicht unterwerfen wollen. Man exponire aber auch die 
Beamten uicht, man dränge fie nicht dazu, Agitatoren des herrſchenden 
Syſtemes zu ſein. Denn gerade, weil die Parteiregierung durch die 
Zielrichtung gleichmäßige Befriedigung nicht gewähren kann, muß ſie 
dieß durch eine Verwaltung anſtreben, die des Beigeſchmackes der 
Parteibeftrebung eutbehrt. 

Jeder Schritt der Ausbildung der Rechtspflege in der Verwal⸗ 
tung wird dleſelbe natürgemäß unabhängiger von dem Willen des 
herrſchenden Syſtemes machen, und ſomit die Unabhängigkeit der Ver⸗ 
waltungsbeamten heben. r. 


— — 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Der bei der früheren Heſmatsbehörde eines unch Seſterrelch Eſuge⸗ 

wanderten gemachte Vorbehalt der Ausſallleßung eines minderjährigen 

Kindes von der Auswanderung Alt die nach den öſterreichiſchen Geſetzen 
eintretende Folge in die Staatsbürgerſchaft uicht auf. 


Der Vater des Feodor G. hatte im Jahre 1862 die öſter⸗ 
reichlſche Staats bürgerſchaft erworben und den neuen Unterthaneneid 
geleiftet, Er hatte bei der Gelegenheit eine auf feinen und feiner Ehe⸗ 
gattin Namen lautende Entlaſſungsurkunde, ausgeſtellt von preußiſchen 
Behörden, beigebracht. In diefem Doeumente war von den Kindern. 
des Auswanderers, fusbeſondere von Feodor G., nichts zu leſen. 
Feodor G. war übrigens mit den Eltern nach Oeſterreich gezogen, 
bier erzogen und wurde beim Tode feined Vaters der Obervormund⸗ 
ſchaſtsbehörde (Landesgericht) in T. unterftellt, Bei Gelegenheit des 
Anſuchens des Feodor G. um die obervormundſchaftliche Bewilligung 
zum Eintritte in das preußſſche Heer, kam die Landesangehörigkeit 
deſſelben zur Sprache, indem namlich die Bezirkahauptmaunſchaſt in 
Folge einer irrigen Gemeindeamtsmittheilung aus Preußen Feodor G. 
für einen „Stiefſohn“ des eingewanderten Dominik G. haltend den⸗ 
ſelben als einen Preußen bezeichnet und ſolches dem Laudesgerichte 
mitgetheilt hatte. Das Landesgericht hingegen vom wahren Sachverhalt, 
nämlich daß Feodor G. ein „leiblicher“ Sohn des Dominik G. fei, 
unterichtet, glaubte Feodor G. für einen Oeſterreicher anſehen zu müſſen, 
und zwar mit Nückſicht auf die Beſtimmungen des F. 146 des 
a. b. G. B., 8. 21 Jurisd.⸗N., Hfd. vom 10. Ockober 1835, 
Minſſt.⸗Erl. vom 8. September 1852, R. G. B. Nr. 180, Hfd. 
vom 15. December 1817 und 30. Auguſt 1832. 

Die preußlſchen Behörden, mit welchen ſich die bandes-Regierung, 
vom Landesgerichte über den Fall befragt, in Communication geſetzt 
hakte, erklärten Feodor G. für einen Prenßen, weil fein Vater lediglich 
für ſich und die Mutter die Entlaffung aus Preußen begehrt und 
erlangt hätte, er, der Vater, weiters bei der (früheren) preußlſchen 
Heimatgemeinde ausdrücklich erklärt hütte, daß ſein Sohn Feodor im 
preußiſchen Staatsverbande beloſſen werden ſolle. Letzteres hat ſich 
zwor als richtig herausgeſtellt, findet ſich aber in der Entlaſſungs⸗ 
urkunde nicht angemerkt. 

Die Landes⸗Reglerung legte nun die Angelegenheit dem Miulſte⸗ 
rium des Junern vor. 

Letzteres entſchied ſich (5. December 1869, 3. 17311) dafür, 
doß Feodor G. als öſterxeichiſcher Staatsbürger augeſehen werden 
müſſe, welcher auch in Oeſterreich der Wehrpflicht zu genügen habe, 
und erſuchte das Miniſterlum des Aeußern, ſich wegen Feſtſtellung 
der Staalsangehörigleit des Feodor G. mit Preußen ins Einvernehmen 
zu ſetzen. 

Die Geſichtspunkte, welche das Miniſterium des Innern bei 
feiner Anſchauung leiteten, find folgende: 

„Daß groß jährige Kinder bel der Erwerbung der öfters 
reichifchen Skaatsbürgerſchaft durch den Vater dieſe nicht miterlangen, 
iſt in dem Hofdecrete vom 30. Auguſt 1832 ausgefprochen und ergiebt 
ſich auch aus der Natur der Sache. Allein eben fo ausgemacht iſt der 
Grundſatz, daß bei Erwerbung der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft 


durch einen Ausländer deſſen minderjährige eheliche Kinder gleichfalls 
Oeſterreicher werden. Dieſer Grundsatz ſteht fo feſt, daß, wenn ein 
Ausländer bei dem Anſuchen um die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft 
feine minderjährigen Kinder von der Erwerbung derſelben ausnehmen 
wolle, einem ſolchen Anſuchen keine Folge gegeben werden könnte ). 
Dieſes findet feinen Grund in dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen den 
Eltern und ihren ehelichen minderjährigen Kindern, in der Dependenz 
der letzteren von den erſteren überhaupt und rückſichtlich der Wahl 
des Wohnſitzes insbeſondere und in dem Umſtande, daß bei einer 
eintretenden Verſchiedenhelt in der Staatsangehörigkeit der Eltern 
und ihrer minderjährigen Kinder die der Staatsgewalt obliegende 
Tutel äußerſt erſchwerk, wenn nicht unmöglich gemacht würde. Diefe 
Gründe find fo allgemeiner Natur, daß fie ohne Zwelfel auch in 
Preußen Geltung haben werden. Was aber den vorliegenden Fall 
anbelangt, fo wurden die ehelichen Eltern des Feodor G. aus Preußen 
entlaſſen. Davon, daß Feodor G. Preuße bleiben ſolle, wurde in dem 
Entlaßſcheine ſeiner Eltern nichts ausgedrückt, war auch, mie die 
Aeten bewähren den öfterreichifchen Behörden unbekaunt. Feodor @. 
war endlich zur Zelt, als feine Eltern die öͤſterreichiſche Staatsbürger 
ſchaft erlangten, erſt eilf Jahre alt, alſo noch nicht im militärpflichtigen 
Alter. Unter Hinblick auf dieſe Geſichtspunkte und da das Landes⸗ 
gericht in T. hervorhebt, daß Feodor G. ſtets als öſterreichiſcher 
Stantsangehöriger angeſehen und behandelt worden fei, kann es ſchwer⸗ 
lich gerechtfertiget werden, die geſetzliche Folge der Verleihung der 
oſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft an den Vater des Feodor G. bei 
letzterem nicht eintreten zu laſſen.“ Km. 


Die politische Behörde If nur bernſen, über jene Verpflichtungen zur 
Concurrenz bei Kirchenbauten abzusprechen, welche aus der in den poljti⸗ 
ſchen Vorſchriften ausgeſprochenen allgemelnen Regel zur fraglichen 
Coneurrenz abzuleiten sind. (88. 1, 8 und 11 des ſteiermärkiſchen Kirchen⸗ 

couenrreuzgefetzes vom 28. April 1864.) 

Bei der Decauats⸗ und Pfarrkirche zu O. in Steiermark waren 
mehrere Bauherſtellungen durchzuführen, welche einen Geſammtaufwand 
von 3600 fl. 54 kr. erforderten. Bei der Concurrenzverhandlung 
erklarte der Kircheneoucurrenzuusſchuß, daß er zu dieſen Herſtellungen 
nichts beitragen werde, weil es dem Fürſtbiſchof von L. fliftbriefmäfig 
obliege, die vormalige Dom⸗, nunmehrige Pfarrkirche zu O. allein 
im guten Bauzuſtande zu erhalten; auch habe die Gemeinde, mit 
Ausnahme einer freiwilligen Leiſtung zum Kirchthurmbaue in den, 
Dreißiger⸗Jahren ſich nie bei derlei Baulichkeiten betheiligt. 

Der Patron — Gutsverwaltung in O. — behauptete das 
Gegentheil, indem die Gemeinde bei Erbauung der Kirche im Jahre 
1757 und bei ſpäteren Herſtellungen die ſie betreffenden Hand- und 
Zugarbeiten geleſſtet habe. In dem Uebergabsſunentarium der Staats⸗ 
und Religionsfondsherrſchaft O. an den Biſchof von L. vom 19. April 
1808 kommt der Paſſus vor: „Der Herrſchaft O. klebt die Ver⸗ 
bindlichkeit an, aus Eigenem die Bebürfniffe der Dechantellirche in O. 
(Kirchenöl, Weihrauch, Wachskerzen, Opferwein) und nebſtbei die bei 
der Kirche vorfallenden Reparaturen zu tragen.” 

Hienach und auf Grund des §. 1 des Landesgeſetzes von 
28. April 1864 entſchied das k. k. Bezirksamt unterm 7. Aug uſt 
1867, daß das Patronatsgut O. die geſammkten Bauauslagen zu 
tragen habe. 

Die k. k. Statthalterei gab dem gegen diefe Entſcheidung er⸗ 
griffenen Recurſe des Patronatsgutes am 29. Jänner 1869, 3. 13754, 
Folge, weil das Uebergabsoperat dieſer Herrſchaft unter die im §. 1 
dec Geſetzes vom 28. April 1864 erwähnten Urkunden nicht ſubfumirt 
werden könne; weil ferner nachgewieſen ſei, und zum Theile von der 
Pfarrgemeinde auch zugeſtanden werde, daß fie ſich de Banlichkeiten 
an ihrem Gotteshauſe durch Leiſtung der Hand⸗ und Zugarbeit be⸗ 
lheiligte und überdies ihre diesfällige geſetzliche Verpflichtung von dem 


*) Man vergl, den Fall in Nr. 47 S. 186 bes 
Zeitſchrift. 

% g. 1 biejes Geſehes lautet: 

„Die Bellceitung der Kosten der Herſtelung und Erhaltung ber Kirchen⸗ 
und Mrünbengebäube z.. obliegt vor allem Jenen, weiche hiezu kraft einer 
Stiftung, eines Vertrages oder eines ſonſtigen Rechtskitels verpflichtet find, 
Die Ark und das Maß der Leiſtung richtet ſich nach den besonderen Ber⸗ 
pflichtungstitel.“ 

8. B ſpricht von der Concurrenzpflicht des Palrons und g. 11 von der 
der Gemeinde, und zwar werden dieſe Beſtimmungen $, 8 in inſolgender Weiſe 
eingeleitet: „Zur Beſtreitung der durch die Anmendung der Beſtimmumgen 
neh 88. 1—7 nicht bedeckten Auslagen iſt zunächſt der Patron in Auſpruch au 
nehmen.“ 


Jahrgangs 1869 dieſer 
D. Red. 


beſtandenen ſteiermärkiſchen Gubernium in der! Eutſcheidung vom 
15. December 1841 ausgeſprochen wurde. Sonach, und da die Kirchen⸗ 
caffe nichts beitragen könne, ſeien gemäß 88. 8 und 11 des oberwähnten 
Vandesgefezes die in Rede ſtehenden Bauguslagen vom Patron und 
den Gemeinden zu decken. 

In der Erledigung des Miniſterialrecurſes, welchen der Kirchen⸗ 
concurrenzausſchuß dagegen einlegte, bemerkte das k. k. Miniſterium 
für Eultus und Unterricht in der Entſcheidung vom 17. April 1869, 
3. 3480, Folgendes: Nach dem im Hofkanzleidecrete an das ehemalige 
illiriſche Gubernium vom 29. April 1842, 3. 12200, ausgeſprochenen 
Grundſotze haben die politiſchen Behörden Über die Verbindlichkeit, zu 
Kirchenbaulichkeiten zu concurriren, lediglich auf Grundlage der politi⸗ 
ſchen Vorſchriften zu entſcheiden. Behauptet eine der concurrengpflichtigen 
Parteien, daß fie zu folchen Baulichkeiten zu concurriren aus dem 
Grunde nicht verbunden ſei, weil wegen beſonderer privatrechtlicher 
Verhältniſſe dieſe Verbindlichkeit einem Dritten obliege, fo find die 
politiſchen Behörden nicht berufen, in eine Würdigung des angegebenen 
privatrechtlichen Verhältniſſes einzugehen. Sie haben vielmehr jene 
coneurrenzpflichtige Partei, welche die Befreiung von ihrer Coneurrenz⸗ 
pflicht behauptet, dahin anzuweiſen, daß fie ihre Behauptung wider 
den Dritten im gerichtlichen Wege geltend mache. Indeſſen muß nichts⸗ 
deſtoweniger Derjenige, welcher nach der in den politiſchen Vorſchriften 
ausgefprochenen allgemeinen Regel zur fraglichen Concurrenz verpflichtet 
iſt, zur Erfüllung dieſer Verbindlichkeit im politifchen Wege verhalten 
werden, wogegen ihm freiſteht, den Erſatz von dem angeblich ver⸗ 
pflichteten Dritten im competenten Wege einzubringen. In Anwendung 
dieſes Grundſatzes wird die angefochtene Entſcheldung der k. k. Statk⸗ 
halterei vom 29. Jänner 1869, in ſo fern dieſelbe einen definitiven 
Ausſpruch enthält, zwar aufgehoben, jedoch wird die in derſelben er⸗ 
folgte Regelung der Coneurrenzleiſtung in foweit aufrecht erhalten, 
daß dadurch ein Proviſorium hergeſtellt wird, welchem auch der Eon⸗ 
currenzausſchuß mit Vorbehalt der Geltendmachung feines etwaigen 
Regreßanſpruches ſich zu fügen hat. Hievon iſt die Gutsverwaltung O. 
zu verſtandigen und wird dem recurrirenden Kirchenconeurxenzausſchuſſe 
ausdrücklich die Geltendmachung feines Anſpruches und der correfativen 
Regreßforderung im Eivilrechtswege vorzubehalten fein. (Ger. Ztg.) 


(Entſcheidung des Reichsgerichtes über die Frage, ob die 
Entſcheidung des oberſten Gerichtshofes über die Exforberniſſe 
zur Erlangung der Abpocatur als eine abminiftvative, daher 
nom Reichsgerichte eventuell anfechtbare anzuſehen ſei.) Das 
Reichsgericht behandelte in der Sitzung vom 24. Jänner d. J. die Beſchwerde 
ei Advocatird:Eoncipienten aus Cillt, gegen die vom Grazer Oberlandes⸗ 
gerichte erfolgte Zu rückweiſung vom Ablegen des Abuncateweides, 
und die vom oberſten Gerichtshofs erfolgte Beſtätigung biefer Zurückweſſung, 
in welcher der Beſchwerdefühter eine Verletzung des Staatsgrundgeſehes, und 
zwar nach Artikel 6 der allgemeinen Beſtinmmungen, ud font eine Verletzung 
feiner politifchen Rechte erblickte. 

Das Juſtizminiſterium ſowohl wie der oberſte Gerichtshof haben dem 
Reichsgerichte in dieſer Frage die Competenz abgesprochen und es führte bei 
der Verhandlung nor dem Reichsgerichte der Vertreter des Juſtizwlniſteriums 
insbejonbere aus, daß das von dein Beschwerdeführer angesprochene Recht nicht 
ein ſolches ſei, welches nach Arltkel 3 lt. b) des Staalsgrundgeſehes über 
Einſetzung des Reichsgerichtes die verfaſſungsmäßigen politiſchen Rechte gewähr⸗ 
leiſtet. Der oberſte Gerichtshof und auch das Yuftigminiflernm haben in 
adminiſtrativer Beziehung zunüchſt das Organtſations⸗Statut vom Jahre 1858 
und die Verordnungen vom 21. Augujt 1848 und 30. Juni 1852 zur Richt⸗ 
schnur. Es liege in der Natur ber Sache, daß die auszutragende Angelegenheit 
keine rein abminiftrative Maßregel ſeſ, da deren Austragung der oberſten 
Juſtibehbrde übertragen ſei und bekanntermaßen der oberſte Gerichtshof nach 
ben vorerwähnten Geſetzen als elne rein richterliche letzte oberſte Inſtanz 
hingeſtellt wurde. Es würde gegen den Begriff „letzte Inſtanz“ verſtoßen, wenn 
die Ausſprüche des oberſten Gerichtshofes einer weiteren Judicatur unterzogen 
würden, und es verfliehe, ein folder Vorgang gegen Arlitel 12 des Staats⸗ 
grundgeſeßes über die richterliche Gewalt. 

Von Seite des Vertrelers des Beſchwerdeführers wurde hingegen hervor⸗ 
gehoben: Die Ernennungen von Advocaten ſei em Zweig der Juſttzabmmi⸗ 
ſtrationen. In andern Ländern ſei die Prüfung der Erforderuiſſe zur Erlangung 
der Advocatur den Adookatenkammern eingeräumt und jie Eönmte ebenſogut, 
wie fie es früher war, dent Juſtizminiſteriunt direkt unterſtellt fein. Es werde 


Jemand behaupten wollen, daß bei biefer Thäligket der Advocatenkammer 
oder des Minifteriums richterliche Functionen feien. Somie es viele lhalſächlich 
jubicielle Geſchäfte gebe, die von politiſchen Behörden heforgt werden, beiſpiels⸗ 
halber: Lehen, Waſſerrechts⸗ Angelegenheiten, fo gebe es umgekehrt rem politi⸗ 
ſche Agenden, Verwaltungezweige, die den Gerichtsbehörden übertragen find. 
Die Gerichte, indem fie bie Quolifcation von Candidaten für Richterämter, zu 
Schäglenten, zu Dollmeſſchern unterſuchen, ſprechen ſowenig ihre Entſcheidung 
ex sello enrnli als etwa eine Staatsprüſungscommiſſiun aus, welche bie 
Beſähigung eines abſolvirten Juristen zu unterfuchen hat. Die rein richterliche 
Thäkigteit habe lediglich die Aufrechthaltung ober Wiederherſtellung des Rechts: 
zuſtandes zum Gegenſtaude. Ihre Objecte ſeien: Das Prioatrecht oder die 
Sühne von Vergehungen wider das Strafgeſetz, nicht aber derarlige Perſonal⸗ 
oder Verwaltungsangelegenheiten, wie die oben angeführten. Habe aber ein 
Gericht, zufolge ber beſtehenden Orgauiſation mit ſolchen Gegenſtänden ſich zu 
beſaſſen, fo fei es, in dieſer Thätigkeit begriffen, eben eine Adminiſtrativbehörde 
und handele nicht als jubicielles, ſondern als Verwaltungsorgan. Demnach 
ſcheine es keinen Ausſchlng zu geben, daß die in Beschwerde gezogene Ent⸗ 
ſcheidung des oberſten Gerichtshofes gerade von dieſent getroffen wurde, denn 
nichts deſtoweufger ſei bie Entſcheidung eine adminiſtratiue und in Sachen bet 
Adminiſtration gefällt, daher die Bedingung zun Eingreifen des Reichsgerichtes, 
durch das frühere Betreten des Adminiſtratipweges, vorhanden ſei. 

Das Reichsgericht entſchieb: es werde der erhobenen Einwendung 
ber Incompetenz des Reichsgerichtes jtattgegeben, Die Gründe 
dieſer Entſcheidung lauten: „In Bekracht kommt im gegebenen Falle der 
Geſehartilel 3, lit. b) des Staatsgrundgeſehes über die allgemeinen Rechte 
der Staatsbürger und der g. 17 des Statuts über das Reichsgerſcht. Diefe 
belven Geſetze geben in klarſter Faſſung zu erkennen, daß bie Competenz des 
Reichsgerichtes nur dann eintritt, wenn fm Wege der Adminiſtration, alſo 
von einer Adminiſtralivbehörde, die Verletzung der politiſchen Rechte vorliegt. 
Oeſterreich hatte ſchon in der vormärzlichen Zeit den oberſten Gerichtshof als 
eine Inſtauz angeſehen, deren Enkſcheidungen keiner Cynoſur unterzogen werden 
konnen. Jetzt wo die Trennung der Jufliz von der Verwaltung factiſch durch⸗ 
geführt it, müßte man dem klaren Wortlaute des Geſehes Gewalt anthun, 
wollte man bie Frage als eine abminiſtrative anſehen. Allerdings haben auch 
die Juſtizbehörden die Beſorgung von adminiſtrativen Geſchäſten über; allein 
dieſe find auch ihrer Natur nach Juſtizgeſchäſte und es wäre ein innerer 
Widerspruch, deßhalb die Gerichtsbehörden als Verwaltungsbehörden hinzuſtellen. 
Um ſo greller tritt dieß zu Tage durch die weſentliche Verſchiedenheit des 
Verfahrens der Verwaltungs- und der Juſlizbehörden, wenn man die Selbfte 
ſtändigkeit und Unabhängigkeit des Richterſtandes in Betracht ziehl. Wohl ift 
es richtig, daß im öffentlichen Intereſſe die Zuwelſung nicht jubicieller, ftreng 
gerichtlicher Geſchäfte au die Juſtizbehörden ſtattfindet; allein dieß hat nur 
den Zweck, auch auf dein nicht rein eichterlichen Gebiete die Rechtsprechung, 
wie in Auswanderungs⸗Angelegenheiten, platzgreifen zu laſſen. Gegen Ueber⸗ 
griffe der Gerichte find den Parteien andere Rechtsmittel geboten.“ 

In eine meritoriſche Erledigung der Frage konnte bas Reichsgericht, 
nochdem es ſich für incompetent erklärt hatte, weiter nicht eingehen. 


Die bayeriſchen „Blätter für abminiftrative Praxis“ enthalten folgenden 
Vorſchlag über die Inftruction von Recurſen: 

Die Art und Weiſe, wie in jenen zahlreichen Adminiſtrattvangelegenheiten / 
bei melden ein ſehr intenjives Priwatintereſſe mit dem öffentlichen Intereſſe 
concuckiten kann und wirklich ein Parteiverſahren ſtatkfand, die Recurfe inſtruirt 
werden (sofortige Einbeförderung der Acten an die zweite Inſtanz unter An: 
fügung ber etwa nöthigen Erläuterungen), dürfte im Inkereſſe erſchöpfender 
Sachbehandlung und der Gleichheit der Rechte der Parteien dahin abgeändert 
werden, daß, ebenſo wie in der erſten Inſtauz deu Gegenſhefle Gelegenheit 
gegeben ift, ſich über das gegneriſche Vorbringen zu äußern, fo ihm auch analog 
dem Verfohren in reinen Civilſachen Gelegenheit gegeben werden ſollte, ſich 
im Wege der Nebenverantwortung reſp. der Adhäſion über das Vorbringen 
des Recurrenten vernehmen zu laſſen. Demgemäß wurde ſich wohl die Anord⸗ 
nung empfehlen, daß Recurſe in all den Abminiſtralivſachen, bei welchen 
conteadichorifch verhandelt wurde, in duplo eingereicht, und die Duplicate dent 
Gegner des Recurrenten zur Wiſſeuſchaft und Wahrung feiner Rechte wie 
immer binnen unerſtrecklicher acht- oder vierzehntägiger Friſt hinausgegeben 
werden fellten. 
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Verordnungen. 
Verordnung des Miniſters des Innern vom 21. Juͤnuer 1870, Z. 245, 
uber die Beſtreituug der Comulſffunskoſten für Zweſte der Rekrutirnug. 


Im Einvernehmen mit dem Ministerium [he Landesvertheidigung und 
öffentliche Sicherhelt finde ich zu verordnen, daß die Diäten und Neifenusingen 


Eu 


aller jener Beamten der l. f. politiſchen Behörden, welche int Sinne des g. 48 
der Inſtruction zur Ausführung des Wehrgeſetzes als Mitglieder der für Zwecke 
der Rekrutirung berufenen Gonnnijftonen fungiren, ſowie die Commitſſions⸗ 
gebühren des von Seite biefer Behörden den genannten Cammiſſſonen beigege⸗ 
benen Hilfsperſonales vom Jahre 1871 angefangen definſtiv und unmittelbar 
aus der Dotation des k. I. Minifteriums für Landesverlheidigung beſtritten werden. 

Bis ineluſive des Jahres 1870 dagegen werden dieſe Auslagen noch aus 
den Amispauſchalien der politiſchen Behörden, ohne jede Vergütung aus dem 
Elat des k. k. Landesvertheidigungs⸗Miniſteriums zu berichtigen fein. 


Erlaß des Mlulſters des Innern vom 20. Auguſt 1869, Z. 11246, über 
die Heiligung der kürchlſchen Feſttage. 

Das Staatsgrundgeſez vom 27. December 1867, p. 142 N. G., über 
die allgenteinen Rechte der Staatsbürger gewährleiſtet einerſeits int Act. 15 
jeder geſetzlich anerkannten Kirche und Religionsgeſellſchaft das Recht zur ſelbſt⸗ 
ständigen Dednung und Verwaltung ihrer innern Angelegenheiten; andererſeils 
ſpricht es im Art. 14 den Grundſatz aus, daß Niemand zu einer kirchlichen Handlung 
oder zur Theilnahme an einer kirchlichen Feierlichkeit gezwungen werben kann. 

Run muß zwar die Feſtſtellung der kirchlichen Feſttage zu den 
Innern Angelegenheiten der einzelnen Kirchen und Religiousgeſellſchaften gezählt 
werden, welche der ſtaatlichen Einwirkung entrückt ſind; allein dieſe autononte 
Gebarung der Stiegen und Religionsgeſellſchaften iſt für das bürgerliche Leben 
nicht bindend, ba die Heiligung biefer kirchlichen Feſttage zu benjenigen Hand: 
lungen gehört, zu welchen Niemand gezwungen oder mit anderen Morten von 
den Organen der Regierung verhalten werden kann. 

Es liegt daher gänzlich in dem Ermeſſen der einzelnen ſelbſtſtändigen 
Perſonen, ob fie die Feſttage ihrer Kirche oder Religionsgeſellſchaft begehen 
wollen oder nicht, und es find dieſelben nur hünſichtlich der öffentlichen 
Arbeit an Sonntagen und anderer, den Hauptgottesdienſt störenden, in der 
Nähe des Golteshauſes vorkommenden Handlungen durch Art. 13 bes Geſetes 
vom 25. Mai 1868, Z. 49 R. G. Bl., über die intereonfeſſionellen Verhäll⸗ 
niſſe der Staatsbürger beſchränkt. 

Bei dieſem Stande der Gesetzgebung iſt der Regierung, fo ſehr fie vom 
voltswirlhſchafflicheu Geſichtspunkte aus wünſchen muß, daß die in übermäßiger 
Zahl beſtehenden Feiertage in eigenen Intereſſe der Bevölkerung möglichſt be. 
ſchräukt werden, eine directe imperative Einwirkung auf Verminderung und 
beziehungsweſſe Abſchaffung der Feiertage nicht geſtattel, und es muß ganz 
vorzüglich der durch Belehrung möglichſt zu fördernden Einſicht der Bevölkerung 
überlaſſen werden, den Werth der Arbeit ſchäten zu lernen und ſich überflüſ⸗ 
ſiger Feiertage zu enthalten. 


Perſonalien 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zeitung”. 

Se. Majeftät haben den Miniſter Leopold Ritter v. baltı un Prä⸗ 
ſidenten des Miniſteriums für die in Relchstathe vertretenen Konigreiche und 
Länder ernannt und demſelben gleichzeitig die Würde eines geheimen Raths verliehen. 

Se. Majeſtat haben den Feldmarſchall⸗Lieutenant Johann Ritter von 
Wagner zum Miniſter für Landesverthelblgung, den Secktontschef im Mint: 
ſterium bes Innern Dr. Anton Banhaus zum Ackerbaumjuſſter und ben 
Miniſterialrah im Miniſterium des Innern Dr. Cael v. Stremayr zum 
Minister für Cultus und Unterricht ernannt. 

n Se. 4 0 1 8 dem I. k. biplomaliſchen Agenten und Generaleonſul 
in Ggypten Guftan Ritter v. Schreiner ben Orden der eifernen Krone zweiter 
Claſſe verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Piceconſul in Adrianopel Wilhelm v. Cam mer⸗ 
loher und dem ehemaligen Conſularagenten Ignaz Steiner das Ritterkreuz 
des Franz⸗Joſefs⸗Ordens verliehen. 

Se. Maſeſſät haben dem niederöſterreichtſchen Statthallereiconcipiſten 
ſrüheren Stuhlrichter Vincenz v. Edlen bach den Titel eines laiſerlichen 
Dathes verliehen. 


Erledigungen 
aus dem Amtsblatte der „Wiener Zeikmg“. 

Bauadjunctenſtelle mit 800 fl. eventuell 700 fl. Gehalt, eventuell Bau⸗ 
praktikantenſtellen mit 400 fl. Adſulunt für den Staatsbaubienjt i Galizien, 
bis 20. Februar Amtsblatt Nr. 90). 

Forſtpraklitantenſtelle beim Oberforſtamte Ebensee, Taggeld 1 fl. 5 kr., 
is 20. Februar (Amtsblatt Nr. 20). 

Bimentireräflelle beim Zimenlivungsamte des Marktes Perchtoldsdorf, 
Amtsblatt Nr. 20). 

Bauadlunckenſtelſe erſter eventuell zweiter Glaffe mit 800 fl. oder 700 fl. 
Gehalt für den Staatsbaudienſt in Mähren, bis 20. Februar (Amtsblatt Nr. 23). 

Poſtamtscontrollorsſtellen au Salzburg, Klagenfurt. rg; und Zara, 
1000 fl Gehalt. Gautionsleiftung, bis 26. Februar (Amtsblatt Rr. 23). 

Conceptspraktikautenſtelle bei der Poſtdirection in Linz, 400 fl. Adiutum, 
bis 26. Februar (Amtsblatt Nr. 23) 

Pollieicommiſſärsſtelle beim Stadtpolizeiamte in Innsbruck, 700 fl. Ge⸗ 
halt, Gebühren bezug, bis 20. Februar (Amtsblatt Nr. 34). 

Concepteadſunetenſtelle bei den Verwaltungsbehörden in Böhmen, 400 fl. 
Gehalt, bis 20. Februar (Amtsblatt Nr. 24). 


Druck von A. Pichler's Witwe & Sohn in Wien. 


Verlag von Moritz Perles in Mien, Stabt, Spiegelgaſſe 17. 
„ 


